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Gesetz 
über die

Verfassung der Gerichte der Deutschen Demokratischen Republik. 
(Gerichtsverfassungsgesetz)

Vom 17. April 1963

Grundlagen der Gerichtsverfassung der Gerichte der 
Deutschen Demokratischen Republik

Mifdem umfassenden Aufbau und der Vollendung 
des Sozialismus festigen und entwickeln sich die Frei­
heit und Selbstbestimmung des deutschen Volkes in 
der Deutschen Demokratischen Republik. Sie entwik- 
keln sich auf der festen Grundlage der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung und ihrer Rechtsordnung, in deren 
Mittelpunkt der Mensch, die Entfaltung seiner Talente 
und Fähigkeiten und die Sicherung seiner Lebensgrund­
lagen steht. Die sozialistische Gesellschaft eröffnet je­
dem Bürger gleichermaßen einen geachteten Platz und 
gesicherten Weg seiner Entwicklung. Die Gleichheit 
aller Bürger vor dem Gesetz ist ein hohes Prinzip un­
serer sozialistischen Staatlichkeit.

Unser Recht verfolgt keine anderen Ziele und kennt 
keine anderen Gesetzmäßigkeiten als die sozialistische 
Gesellschaftsordnung selbst. Mit der zunehmenden be­
wußten und tätigen Mitwirkung der Bürger in der so­
zialistischen Gesellschaft festigt sich ihre Verbunden­
heit mit dem sozialistischen Recht. Das macht die en­
gere Verbindung der Rechtspflege mit dem Volke und 
den Aufgaben des umfassenden sozialistischen Auf­
baus erforderlich.

Dem dient die Übertragung der einheitlichen Leitung 
der Rechtsprechung aller Gerichte der Deutschen Demo­
kratischen Republik an das Oberste Gericht. Sie sichert 
die strenge Übereinstimmung der Rechtsprechung mit 
der fortschreitenden gesellschaftlichen Entwicklung und 
die stetige Festigung der Beziehungen zwischen der 
sozialistischen Rechtspflege und den Bürgern.

Dem dient die Erweiterung der Rechte und Aufgaben 
der Bürger zur unmittelbaren Mitgestaltung der Recht­
sprechung, insbesondere durch den Ausbau der Organe 
der gesellschaftlichen Selbsterziehung. Dem dient des 
weiteren die Entwicklung der Zusammenarbeit der Ge­
richte mit den örtlichen Volksvertretungen und deren 
Organen, mit den Ausschüssen der Nationalen Front 
und den Massenorganisationen der Werktätigen.

E r s t e s  K a p i t e l  
Grundsätzliche Bestimmungen

§ 1

(1) Die Rechtsprechung in der Deutschen Demokra­
tischen Republik w'ird ausgeübt durch das Oberste 
Gericht, die Bezirksgerichte, die Kreisgerichte, die Mili­
tärobergerichte und die Militärgerichte.

(2) Die Richter und Schöffen der Gerichte der Deut­
schen Demokratischen Republik werden demokratisch 
gewählt. Die Richter erstatten den Volksvertretungen 
Bericht darüber, wie sie ihre Tätigkeit mit der gesell­
schaftlichen Entwicklung beim umfassenden Aufbau 
des Sozialismus verbinden und diese Entwicklung aktiv 

■fördern.
(3) Die Richter und Schöffen sind in ihrer Recht­

sprechung unabhängig und nur der Verfassung und dem 
Gesetz unterworfen. Ihre Unabhängigkeit beruht auf 
ihrer festen Verbindung mit dem Volk und wird durch 
ein demokratisches System der Leitung und Kontrolle 
der Rechtsprechung gesichert.


